
H E U T E  I N  D E R  H A Z

Pflegehelferin isst Teewurst 
und wird fristlos entlassen

Hannover. Ein hannoversches Pflege-
heim hat einer Beschäftigen fristlos ge-
kündigt, weil sie ein Stück Teewurst ent-
wendete. Bei dem Arbeitgeber handelt es 
sich um die Caritas Seniorendienste 
Hannover, bei der Entlassenen um eine 
schwerbehinderte Frau. 

Sabine T. war seit 18 Jahren als Pflege-
helferin im Seniorenzentrum St. Mar-
tinshof in Hannover-Misburg beschäf-
tigt. Während einer Frühstückspause 
nahm die 40-Jährige sich vor einigen 
Monaten aus dem Kühlschrank eine Tee-
wurst, die eigentlich für die Bewohner 
bestimmt war, und schmierte sich damit 
ein Brot. Dabei wurde sie beobachtet – 
und erhielt umgehend die Kündigung.

„Hannover hat jetzt seinen Teewurst-
Fall“, sagt die Anwältin der Entlassenen, 
Sabine Kiemstedt. „Ich bin erschüttert, 
wie manche Arbeitgeber mit Arbeitneh-
mern umgehen, die sich seit Jahren für 

den Betrieb eingesetzt haben.“ Der Ar-
beitgeber indessen spricht von Diebstahl. 
„Was sie getan hat, ist strikt untersagt“, 
sagt Hans-Henning Pflüger, Anwalt der 
Caritas. „Da muss man einfach reagie-
ren.“ Ob sich die Frau in der Vergangen-
heit an die Regeln des Hauses gehalten 
habe, sei dabei völlig unmaßgeblich. 
„Wir reden hier über Diebstahl, da kann 
es kein erstes oder zweites Mal geben.“

Wegen anderer „völlig abstruser Vor-
würfe“ habe die Frau bereits in der Ver-
gangenheit Abmahnungen erhalten, sagt 
die Anwältin. „Das zeigt, dass man sie 
mit allen Mitteln loswerden wollte.“

Die Betroffene wollte am Donnerstag 
zu den Vorwürfen nichts sagen. Für 
Dienstag, 1. Dezember, ist vor dem Ar-
beitsgericht Hannover ein Gütetermin 
anberaumt worden. „Der Fall reiht sich 
ein in die Kette von Verfahren, die in der 
vergangenen Zeit bundesweit die Öffent-
lichkeit beschäftigt haben“, sagt der 
Sprecher des Arbeitsgerichts, Kilian 

Wucherpfennig. Die Rede ist von soge-
nannten Bagatellkündigungen. Es be-
gann mit dem Pfandbon-Fall: Einer Su-
permarkt-Kassiererin aus Berlin war 
nach 30 Jahren Betriebszugehörigkeit 
gekündigt worden, weil sie zwei Pfand-
bons im Wert von 1,30 Euro unterschla-
gen hatte. Eine Sekretärin musste gehen, 
weil sie von einem Chef-Imbiss ein Fri-
kadellen-Brötchen genommen hatte. 
Eine Altenpflegerin in Radolfzell am Bo-
densee erhielt jüngst die Kündigung, 
weil sie sich unerlaubterweise sechs 
Maultaschen eingepackt hatte.

Oft gaben die Arbeitsgerichte den Ar-
beitgebern recht. Im Pfandbon-Fall hat 
aber jetzt das Bundesarbeitsgericht die 
Revision zugelassen. Die Entscheidung 
wird mit Spannung erwartet. Sie dürfte 
Modellcharakter für Kündigungsklagen 
nach Bagatellvergehen haben.
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VON HEINRICH THIES

Caritas Seniorendienste Hannover zeigen sich hart: Das ist Diebstahl

Freitag, 20. November 2009 Nr. 271  47. Woche Preis 1,30 € Z E I T U N G
HANNOVERSCHER ANZEIGER VON 1893

Im November ‘79: 
Vor 30 Jahren starteten die 
Grünen in Hannover / S. 17

Im Vampirfieber: 
„Twilight“ – und die neue Lust  
auf Enthaltsamkeit / S. 6

Im Interview: 
Per Mertesacker spricht über die 
Zeit seit Robert Enkes Tod / S. 25

Weihnachtsbäume 
sind dieses Jahr 
deutlich teurer

Hannover (ds). Für Weihnachtsbäume 
müssen die Bürger in diesem Jahr deut-
lich mehr bezahlen als im vergangenen 
Jahr. Allgemein wird mit einem Anstieg 
der Preise um zehn Prozent gerechnet, 
wie der Bauernverband Landvolk Nie-
dersachsen gestern mitteilte. Die Gründe 
dafür seien ein knappes Angebot und eine 
anhaltend große Nachfrage. Vor allem 
Importe aus Dänemark gehen nach Anga-
ben von Landwirtschaftskammern zu-
rück, weil die Landwirte dort weniger 
Bäume als bisher angebaut haben.

Für zwei Meter lange Nordmanntan-
nen, die mit Abstand beliebtesten Weih-
nachtsbäume, würden wohl zwischen 36 
und 44 Euro verlangt, hieß es. Blaufichten 
seien für 20 bis 24 Euro zu haben. Fichten 
kosteten als Zweimeterbaum zwischen 16 
und 18 Euro.  Seite 17

Jeanne-Claude gestorben
Kultur: Jeanne-
Claude, die Partne-
rin des Verpa-
ckungskünstlers 
Christo, ist im Al-
ter von 74 Jahren 
an einer Gehirn-
blutung gestorben. 
Zu den spektaku-
lärsten Werken des 
Paares gehörten die 
Verhüllung des 
Berliner Reichstages 1995 und die Instal-
lation „The Gates“ im New Yorker Cen-
tral Park im Winter 2005. Seite 5

Schäuble 
blockiert die 

Y-Trasse

Hannover/Berlin. Die sogenannte Y-
Trasse, eines der wichtigsten Verkehrs-
projekte im Bahnverkehr in Niedersach-
sen, ist vom neuen Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) gestoppt 
worden. Wie am Donnerstag in Regie-
rungskreisen in Hannover bekannt wur-
de, fließt ein für die Planung dieser Stre-
cke notwendiger Zuschuss des Bundes 
von 20 Millionen Euro nicht, weil 
Schäuble offenbar grundsätzliche Be-
denken hat. Unterdessen sagte Enak Fer-
lemann (CDU), Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundesverkehrsmi-
nisterium, er arbeite „mit Hochdruck an 
einer Lösung“. Die Y-Trasse sei „zwin-
gend erforderlich, sie genießt weiter 
höchste Priorität“. Notfalls müsse Geld 
umgeschichtet werden.

Die neue Bahnstrecke soll Hamburg, 
Bremen und Hannover verbinden, sie hat 
auf der Landkarte die Form eines Y und 
trägt deshalb diesen Namen. Das Finan-
zierungskonzept sieht vor, dass der Bund 
und die Bahn AG je 20 Millionen Euro 
tragen, das Land Niedersachsen 15 Mil-
lionen. Schäuble wendet dagegen jetzt 
ein, dass die Bahn AG die Planungen auf 
eigene Kosten beginnen solle und erst 
nach Fertigstellung einen Teil vom Bund 
überwiesen bekommen soll. Dies wider-
spräche aber der bisher üblichen Praxis – 
und auch den Plänen des Bundesver-
kehrsministeriums, das Anfang 2009 für 
die Freigabe des Bundeszuschusses war.

Ferlemann erklärte auf Anfrage, unter 
Unklarheiten bei den Finanzierungsre-
geln dürfe jetzt nicht das Gesamtprojekt 
leiden. Spätestens 2019 müsse die Y-
Trasse fertig sein, um den Güterverkehr 
des Jade-Weser-Ports aufzunehmen.
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VON KLAUS WALLBAUM

Europa gibt sich eine neue Führung

Brüssel/Hannover. Erstmals in ihrer 
Geschichte bekommt die Europäische 
Union einen ständigen Ratspräsidenten 
und eine Außenministerin. Ein Belgier 
und eine Britin sollen die neue Spitze bil-
den. Beim EU-Sondergipfel in Brüssel 
wurden der belgische Ministerpräsident 
Herman van Rompuy und die britische 
EU-Handelskommissarin Catherine 
Ashton für die neuen Posten des Ratsprä-
sidenten und der Außenvertreterin be-
nannt. Die 27 Staats-und Regierungs-
chefs beendeten damit am Donnerstag-
abend überraschend zügig das wochen-
lange Gezerre und Spekulieren über die 
Topjobs in Europa. 

Der flämische Christdemokrat van  
Rompuy war in den vergangenen Tagen 
bereits als Favorit für das neue Amt ge-
handelt worden. Er regiert Belgien erst 
seit knapp einem Jahr. Der 62-Jährige 

hat sich aber als besonnener Streit-
schlichter zwischen Flamen und  Wallo-
nen einen Namen gemacht.

Die sozialdemokratisch regierten EU-
Länder hatten sich bereits vor dem Gipfel 
auf die 53-jährige Britin Ashton als neue 
EU-Außenministerin verständigt. Die  
Adelige – ihr Titel lautet Baronin von 

Upholland – ist seit rund einem Jahr EU-
Handelskommissarin, hat aber keine Er-
fahrungen auf diplomatischem Parkett. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel lobte 
die Amtsauffassung van Rompuys. So-
wohl bei ihm als auch bei Ashton habe sie 
„hohes Vertrauen, dass sie nichts Fal-
sches sagen über das, was Europa zum 
Schluss entscheidet“, sagte Merkel. Dass 
sei besser als jemand, „der vielleicht für 
eine Meinung besonders gut spricht“, 
letztlich aber eingestehen müsse, „dass 
gar nicht alle dahinterstehen“. Die Kanz-
lerin begründete damit indirekt, warum 
sie profiliertere Kandidaten wie den bri-
tischen Ex-Premierminister Tony Blair 
ablehnte.

Bernd Lange, niedersächsischer SPD-
Europaabgeordneter aus Burgdorf, wer-
tete die Ernennung der Labour-Spitzen-
politikerin Ashton als „gute Wahl“. Die 
Britin sei zwar „keine schillernde Per-
sönlichkeit, aber engagiert, geschickt 

und in der Lage, sich durchzusetzen“. 
Auf Ashton ruhen bei den europäischen 
Sozialdemokraten alle Hoffnungen: Die 
übrigen drei Topjobs in Europa – Rats-
präsident, Parlamentspräsident und 
Kommissionspräsident – werden jetzt al-
lesamt von Konservativen besetzt. Am 
Donnerstagabend beim Gipfel bewährte 
sich die informelle EU-Absprache, nach 
der die Linken in Europa Anspruch auf 
den sogenannten Posten des Hohen Ver-
treters für die Außen- und Sicherheitspo-
litik haben, während die Konservativen 
den neuen EU-Ratspräsidenten stellen.

Deutschland geht im Poker um ein-
flussreiche EU-Posten vorerst leer aus. 
Das  Amt des Generalsekretärs des Rates 
der EU geht bis zum Sommer 2011 an den 
bisherigen Stellvertreter, den Franzosen 
Pierre de Buissieu. Deutschland hatte 
den Leiter der Europa-Abteilung im Bun-
deskanzleramt, Uwe Corsepius, ins Ge-
spräch  gebracht. (mit: dpa/afp/ap)

VON CHRISTIAN HOLZGREVE

Der Belgier van Rompuy wird erster ständiger EU-Ratspräsident, die Britin Ashton neue Außenministerin

Die neuen Gesichter der EU: Herman van Rom-
puy und Catherine Ashton. dpa

Iren fordern Wiederholung
Sport: Nach dem Aus in der WM-Qualifi-
kation fordert der irische Fußballverband 
eine Wiederholung des Rückspiels. Thier-
ry Henry hatte das entscheidende Tor mit 
der Hand vorbereitet. Seite 26

Lotto-Monopol im Visier
Niedersachsen: Nachdem Schleswig-Hol-
stein am Donnerstag angekündigt hat, 
den Glücksspiel-Staatsvertrag zu kündi-
gen, gerät das staatliche Monopol auf 
Sportwetten und Lotterien auch in Nie-
dersachsen in Gefahr. Seite 8

Armee hat Schuld
Welt im Spiegel: Für die von Wirbel-
sturm Katrina verursachte Überflutung 
von New Orleans ist das Ingenieurkorps 
der Streitkräfte verantwortlich. Das hat 
ein US-Gericht jetzt festgestellt.  Seite 10

Millionen für die Bauern
Wirtschaft: Mit einem Sonderprogramm 
von 750 Millionen Euro will die Bundes-
regierung in Finanznot geratene Milch-
bauern unterstützen. Zusammen mit den 
Hilfen der EU kommen 1,2 Milliarden 
Euro für die Bauern zusammen. Seite 11

Elfjähriger missbraucht
Hannover: Die Polizei sucht nach einem 
Jugendlichen, der im Verdacht steht, am 
Dienstag in Vahrenwald einen elf Jahre 
alten Jungen sexuell missbraucht zu ha-
ben. Der etwa 16 Jahre alte Täter hatte 
das Kind in der Stadtbahnhaltestelle 
Werderstraße angesprochen.  Seite 15

www.haz.de

Die neue Gefahr
Geldpolit ik

Ein Jahr ist in historischen Dimensio-
nen keine lange Zeit, es kann aber einen 
großen Unterschied machen. Vor einem 
Jahr raste die Welt in die Krise, und nie-
mand wusste, wie das alles enden würde. 
Heute, im November 2009, scheint die 
Krise vorbei zu sein. Die Aktienkurse ha-
ben sich kräftig erholt, viele Banken ma-
chen wieder dicke Gewinne, und die Fi-
nanzminister befassen sich mit dem übli-
chen Elend, also den leeren Staatskassen, 
statt in hektischen Nachtsitzungen das 
globale Finanzsystem zu retten. 

Alles wieder normal? Es scheint so. 
Manche Leute zweifeln gar daran, dass es 
überhaupt eine Weltwirtschaftskrise ge-
geben hat. Es soll sogar Ökonomieprofes-
soren geben, die das Ganze für eine ge-
wöhnliche Rezession halten, die nur von 
Politikern und Medien aufgebauscht wur-
de.

Tatsächlich haben viele die Wucht der 
Geschehnisse nur sehr gedämpft mitbe-
kommen. Das gilt nicht nur für gut abge-
sicherte Beschäftigte im Staatsdienst. 
Auch in vielen Unternehmen haben Kurz-
arbeit und die Hoffnung auf eine baldige 
Rückkehr normaler Konjunkturverhält-
nisse zunächst Schlimmeres verhindert. 
Zudem hat der teils drastische Preisrück-
gang die privaten Haushaltskassen ent-
lastet, viele Menschen haben heute mehr 
Kaufkraft als vor einem Jahr. 

Kommt jetzt die Blase nach der Blase?

Dennoch: Dramatische Zeiten liegen 
hinter uns – mit Bankenzusammenbrü-
chen, abstürzenden Kursen an den Fi-
nanz- und Rohstoffmärkten, Auftrags-
rückgängen in vielen Industrieunterneh-
men von 30, 40 oder 50 Prozent. Zu Recht 
sind die Regierungen weltweit mit schwe-
rem Geschütz dagegen vorgegangen. Die 
Notenbanken veranlassten eine Geld-
schwemme mit Niedrigstzinsen bis zu 
null Prozent, was die Bankbranche ent-
lasten und den Kreditmarkt in Gang hal-
ten sollte. Die Politiker schnürten gewal-
tige Konjunkturpakete, was zum Beispiel 
manchen Schulen zur dringend notwen-
digen Sanierung und Fußgängerzonen zu 
weniger notwendigem neuen Pflaster ver-
half – ganz zu schweigen von den Auto-
fahrern, die dank Abwrackprämie jetzt 
ein neues Fahrzeug besitzen. 

Wie geht’s weiter? Noch trauen viele 
Experten dem Braten nicht und raten 
dazu, die Wiederbelebungsapparate nicht 
vorschnell abzuschalten. So sehen auch 
die Notenbanken in den USA und in Eu-
ropa noch keinen Grund, nun die Phase 
der extrem lockeren Geldpolitik zu been-
den. Noch sei die Lage zu labil, sagen sie. 

Die Erfahrungen früherer Krisen leh-
ren jedoch eines: Es ist wichtig, rechtzei-
tig vom Krisen- auf den Normalmodus 
umzuschalten. So wird nicht zu Unrecht 
der US-Zentralbank vorgeworfen, dass 
sie durch eine allzu lange währende ex-
pansive Geldpolitik das Entstehen der ge-
waltigen Blase am US-Immobilienmarkt 
begünstigt hat, deren Platzen dann die 
Weltwirtschaft erschütterte. Manche se-
hen in dem jüngsten Kursanstieg am Ak-
tienmarkt schon die nächste Blase. Noch 
allerdings sind die Bewertungen, anders 
als beim Internetboom vor zehn Jahren, 
keinesfalls überzogen – sofern die Erho-
lung der Wirtschaft weitergeht.

Fällig ist eine Wende ohne Schocks

Doch irgendwann, so die Befürchtung, 
wird die üppige Geldversorgung auch die 
Teuerung wieder in Gang bringen. Man-
che Propheten erschrecken die Menschen 
schon mit Horrorvisionen einer drasti-
schen Geldentwertung. Zwangsläufig ist 
dies jedoch keinesfalls, wenn die Noten-
banken ihre Aufgabe ernst nehmen und 
rechtzeitig die Weichen richtig stellen. 
Der Übergang von einer Geldpolitik der 
extrem lockeren Hand zu einer Straffung 
der Zügel darf aber nicht abrupt kom-
men. Die Währungshüter haben die 
schwierige Aufgabe, die Wende so zu voll-
ziehen, dass Schocks vermieden werden. 

Dabei müssen die Notenbanker auch 
die Wechselkurse im Auge behalten. Wür-
den die Europäer jetzt mit Zinsanhebun-
gen vorpreschen, würde das dem ohnehin 
schwachen Dollar einen weiteren Schlag 
versetzen – und das wäre das Letzte, was 
etwa die deutschen Exporteure derzeit 
brauchen können. Deshalb müssen die 
Notenbanken koordiniert vorgehen, was 
wiederum voraussetzt, dass sie sich in der 
Diagnose der Wirtschaftslage einig sind. 

Die Notenbanker sind sich dieser He-
rausforderung durchaus bewusst. Es ist 
eine Gratwanderung, denn niemandem 
ist damit gedient, wenn sie vorschnell den 
gerade erst ins Laufen kommenden Kon-
junkturmotor wieder abwürgen. Eine 
noch schwierigere Aufgabe stellt sich je-
doch den Regierungen. Die spannende 
Frage der nächsten Jahre wird sein, ob 
und wie die im Gefolge der Krise aufge-
blähten Staatsdefizite wieder einge-
dämmt werden können. Sicher nicht, in-
dem man jetzt die Steuern senkt. 

VON ALBRECHT SCHEUERMANN
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Überwiegend heiter mit 
viel Sonnenschein. Mäßi-
ger Wind aus südlicher 
Richtung. Seite 24

Dieses Licht legt sich wie eine feine Hülle 
um Hannovers Opernhaus: Zwei Jahre 
haben Fachleute an der Idee gearbeitet, 
gestern nun wurden die 44 Scheinwer-

fer, die den Laves-Bau in ein neues Licht 
tauchen, in Betrieb genommen. Die neue 
Anlage folgt dem Gedanken des zwi-
schen Stadt und Stadtwerken abge-

stimmten Beleuchtungskonzeptes 2015, 
das für die Innenstadt künftig nur noch 
eine Lichtfarbe vorsieht: ein warmes 
Weiß.  Seite 17  

Hannovers Oper  
in neuem Licht

Mehr Rechte 
für Fluggäste

Luxemburg (dpa). Passagiere verspä-
teter Flüge können künftig leichter An-
sprüche gegen die Fluglinie geltend ma-
chen. Das folgt aus einem Urteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofs. Erstmals hat 
der EuGH in Luxemburg anerkannt, 
dass Reisenden ein pauschaler Ausgleich 
von je nach Distanz 250 bis 600 Euro zu-
steht, wenn ihr Flug mindestens drei 
Stunden verspätet ist. Bisher gab es Pau-
schalansprüche nur bei „Annullierung“ 
oder „Nichtbeförderung“ – weshalb hef-
tig um die Auslegung der Begriffe ge-
stritten wurde. 

 Teure Verspätung Seite 10

Konjunktur zieht 
wieder an

Frankfurt (ap). Gleich drei namhafte 
Institutionen machen Hoffnung auf ein 
baldiges Ende der Wirtschaftskrise. Die 
Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
verkündete am Donnerstag, dass es mit 
der deutschen Wirtschaft dank des Ex-
ports im kommenden Jahr wieder berg-
auf gehen werde. Beim Münchener ifo-
Institut hat sich der Index für das Welt-
wirtschaftsklima zum dritten Mal in 
Folge verbessert. Und die Bundesbank 
erklärte, dass die Erholung der Wirt-
schaft an Breite gewinne.

 Zugpferd Deutschland Seite 11

Neuer Wettskandal 
im Fußball

Neuss (sid). Dem internationalen Fuß-
ball droht ein neuer Wettskandal. Wie 
der Sport-Informations-Dienst erfuhr, 
werden Spiele in neun Topligen, darun-
ter auch in Deutschland, auf Manipula-
tionen untersucht. Neben Deutschland 
sind unter anderem Österreich, Belgien, 
Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Un-
garn, Slowenien, die Schweiz und die 
Türkei betroffen. Die Staatsanwalt-
schaft Bochum ermittelt. Spieler, Trai-
ner, Schiedsrichter und Offizielle sollen 
bestochen worden sein, um den Ausgang 
von Spielen zu manipulieren.

 Der nächste Skandal  Seite 26

Streit zwischen Berliner 
Ministern über Bahn-Plan

Dax 5702,18 (– 85,43)
Dow Jones (Schluss) 10 332,44 (– 93,87)
Euro (EZB) 1,4863 (1,4957)
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